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Democracy Intemätiorial e.V, begnißt'die Gesetzesmitiaüve „Weiterer Ausbau der dhAen
Demokratie aufLandesebene,".

Wir nehmen wie folgt Stellung:

A, Änderung Art. 48 der Lanäesverfassung - Wahlalter l G Jahre

Democracy Intemaüonal unterstützt die vorgeschlagene Absenkung des aküven WalilrecM-s auf 16
Jahre.

Die Forderung nach der Absenkung des alctiven Wahlalters ist keine neue, sondern folgt einem
empirischen Trend. 2011 konnten 16-JäMge im Land'Bremen erstmals ihre Stumne bei den

Landtagswalüen abgeben. Inzwischen haben sich die Länder Brandenburg, Hamburg, Schleswig"
Holstein und jüngst auch Baden-Württemberg ebenfalls für das WahNter ab 16 Jahren
entschieden.1 Der Deutsche Bundestag debatdert Über eme entsprediende Verfassungsänderung2,
und das EU-ParIament sieht diese Möglichkeit des aldven Wahliechts fnr die Wahlen zum
Europäischen Parlament für seine Mitgliedsstaaten vor.3

Gerade die vergangenen Jahre zeiget deutiicli und erneut die Bereitschaft junger Menschen sich
alrtiv am demokfatischen Proze'ss zu beteiligen. Schülerinnen Und Schüler setzten sich entschieden
für ihr „RecN auf Zukunft" im Rahmen der Kümadiebatte ein. Sie verweisen damit implizit auf ein
demokratietheoretisches Argument; Durch die Gesetzgebung des Parlaments werden Regeln für das
ganze VoÜ< beschlossen, AUerdüigs betteffen die Folgen dieser Regeln aus zeitlicher Perspektive
nicht immer diejeui'gen äie sie mehrlieiüicli bescliließen - wie gerade die Kltmadebatte beispieütaft
zeigt. Auch das Bundes.verfassungsgericht hat in seinem Urteü vom 24.03.2^021 auf die
„Fr^iheittsrechte" der „zum Teil noch sehr jungen Bescliwerdefülirenden" hingewiesen4. Schon
Abraham Lmcolnsf Deftnlüön einer Demoliraüe ^government ofthe people, by the people, for the
peöple" verweist auch auf die Notwendigkeit di6Jenigen Bürgerinnen und Bürger m die
Entscheidung mit emzubeziehen, die von dieser anch in der Zeitachse -betr.offen smd und sie diese
dann auch faktiscii nicht mehr zurückholen können.

Die Absenkung des aküven Wahlalters auf IG Jahre ist aber nicht nur als ein Beitrag zur
Generaüonengerechtigkdt z.u sehen. Sie bedeutet auch eine Stärlmng der demokraüschen .
Insütutionen und des demokratisclien Prozesses: '\^ele Schülerlrmen und Schüler wferden als
potenüeÜeWahlermnen und Wähler weit früher als bisher den Wahlprozess imd die Prograäune der
zur Wahl stehenden Parteien, den politischen Prozess insgesamt dislcuüeren. Es ist auch zu
erwarten, dass in den Schulen die Themen Demokratie, Beteiligung der Biirgenrmen und Bürger ,
und Wahlen mteDsiver und „praktischer" beliandelt werden. Viele Gespräche und Diskussionen
^yerden folgen.
Diese zu erwartenden Folgen der Wahlaltersenkung' starken die Demokratie und ilwe Insti.tütionen.

Argumente gegen die Absenlmi^g des aktiven WaMalters erschemen aus Sicht von Democracy
Internaüonal e.V. wenig überzeugend. Auch das bislang gesetzte Wahlalter ab 18 Jahren erscheint
als fakultativ gesetzt. Schon lange erlauben beispielsweise die meisten der politischen Parteien eine
PäFteünitgliedscIiäft ab 16 Jahren, Junge Menschen können in dieser Weise am poliüsctien Prozess

l Zieht, Wüko, https://www.waldrecht.de/landtage/index.htm; SWRAktüell. littps;//www.swr.de/swralttuell/baden"

yueittemberg/reform-wahlrecht-landtag-bw-lOO.html;

2 Deutscher Bundestag, https;//www.bundesfag.de/pfes@e/hib/kurzmeldungen-891932;
3 .Europäisches Parlament, Iittg^:töffl'iQv.em;opar].euEopa.eu/news/en/press-room/20220429IPR28242/meps"bsgin-

^eyisirig-rules-on-eu-elections-calling-far-pan-european-constituenc^

4 Pre-ssemitteüung Nr. 31/2021 vom 29, April 202X.
https://wwy.'bund6sverfassungsgerJ.cht.de/S1iaFedDocs/Entscheldungen/DE/2021/03/
rs20210324.lbv]<265618.Mml;1sessionid=6AlDAEBÖC489IOCC262BAC912E28718B,2 dd344:



teähabe^ P'arteiprogramme und Kandidat:üinen für Wahlen mitbestimmen, aber: scliließlich nicht
bei Wallten mitwablen. Dies .ersclieint als nicht stEmmig,
Die gesetzliche Bestimmung des Wahlalters ist, wie audi die Festlegung der Volljährigkeit,
wesentlich eine politisch& Entsclieidung, denn sie kann durcli wissenschafüiche Erkenntnisse über
den Soztalisaüonsprozess nicht eindeuüg beantwortet werden. Heute llegtin Deutscliland die
VQÜjälmgkeit einer Bürgerin, eines Bürgers bei 18 Jahren. Gleichzeitig sieht das Strafgesetzbucli
bis zujon 21, Lebensjahr die möglicbe Anwendung des Jugendstrafreclits vor.5 Doch das Alter für d^e
Voüjahrigkeit bleibt W 18 Jahren,

Die 'bisherigen Erfabmngen bei LandtagswaNen, in deften 16-Jälidge an Wahlen tellnelunen
konnten, stimmen zuversichtlich CThorsten Faas/Amdt Leininger, 2020)6, Ws ermudgen den
Thüringer Landtag die Verfassung, wie vorgeschlagen, zu ändern und. ca, 30 000 Bürgeriimen und
Bürgern7 das aküve Wahlreclit zu gewähren,

Die oben dargestellten Argumente spre'chen audi für die Senkung des passiven Wählalters. Es kajm
von uns allerdings nicht beurteüt werden, üi-wleweit die m der Begründmig des Antrags genannten
jurisüschen Gründe (Volljährigkeifc) einer Umsetzung entgegenstehen.

B. Änäßrungen des Artikels 68 Verfassung von Thüringen („Einwohnemntrag")

Demoaacy International e.V. unterstützt die vorgesehene Senkung der notwendigen Zahl von
Unterschriften für den „Emwohneranü-ag" mid ist erfreut, über die MögUchlceit der Teilhabe an
diesem Instmmeut für m Thüringen lebende Menschen, auch ohie deutsche Staatsangehörigkeit, ab
dem 14. Lebensjahr.

Art. .68 des Entwurfs instituüonaüsiert ein Beteüigungsmsü'ument für Bürgerinnen und Bürger,
welches ihnen erlaubt das (Geset2;es-)Imtiativrecht wahrzunehmen und mit der notwendigen Anzatü
von Unterschriften dem Landtag einen (Gesetzes")Vorschlag zur Beschlussfassung vorz.ulegen.
Dem Landtag selbst bleibt es mibenommen den Vorsdüag der Unterzeichnenden anzunehmen,
verändert anzunebmen oder abzulelmeß (Agendff'tmtiattve).

Elf untersclüedUche Bundesländer keimen dieses Instrument und integrierten es in ihre
Verfassungsstrulctur. En emlgen' Fällen Ist die Agenda Jnitiative ein erster, notwendiger Scliritt für
die Beantragung eines Volksliegehr.ens.8

Die vorgeschlagene Senkung der für des Erfolg eines.Antrags notwendigen 2>.ahl der UriterschrifEen
auf 10 000 (ca. 0,6% derWaldberechtijgten) stellt eine deutliche Verbesserung dar. Dies gut
entsprechend für die Öffnung des vorgeschlagenen' Instruments "Emwohrierantrag" für 14-Jährige

Stelle dazu auch: Hoffmann-Lange, Ursula/de IRijke, Johann: Dis Entwicklung politischer Kompetenzen und
Präferenzen im Jugendalter, Ein empirischer Beitrag zur Diskussion um die Hembs.etzung des Wahlalters auf 16
Jahre. In: Alemann, Uldch von/Morlolt, Martm/Godewerth, Thelse (HEsg.); Jugend und PoUülc. Möglichkeiten und
Grenzen poUtischer Beteiligung der Jugend. Baden-Badea (2006); Nomos, S, 59-74. HTUTeIxnaimj K. '(2016), Für
eine Herabsetxung des Wahlalters. In: Gürlevik, A., Hurrelmann, K,, Palenüen, C, (eds) Jugend und Poltük,
Springer VS, Wiesbaden. h£tps!//doi,org/10.1007/978-3-658-09145-3^14 . .
Thorsten Paas/AmdtLeinInger, 2020: Wählen mit 16? Ein empirisclier Beitrag zur Debatte um die Absenlnmg des
Wahlalters. Otto-Brenner-Stlftung, OBS-Arbeitspapier 4l.
Gesdhätete Z.ahl aus dem Jata 2015: enbaommen dem Arükd der OnEine-Ausgabe von Welt.de,
ht£ps://www:welf^^regionales/ÜiueriBgen/arÜclel38275354/In-Thuermgen-soUen"bald-16"Jae^
duecfen.html;
Siehe dazu Näheres in; Kehmet, Frank (2021), Vdlksbegehrensbericht 2021, Mehr Demo'kraäe e.V, Berlm;
Datenbank „DIrect Democracy Navigator" Iiüps;//wwwidirect-democracy-navigator,org;



und älter, die Ausweitung der Ünterschrlftsbereditigung auf in Thüringeri dauerhaft lebende
Bürgeninnen, auch ohne deutsche Staatsbürgersctiaffc und den Verzicht auf Thexnenbegrcnzungen,

Wir sehen in dieser vorgesehenen Regelung nicht nur Chancen für das parlamentarische System im
Allgemeinen, sondern auch für das Thüringische Parlament im Besonderen, Dies gilt unseres
Eraditens ias'besondere mit Blick auf die Anßen'wirkungen des Prozesses der Beschlussfassung über
einen solchen Antrag im Parlament dann^ wenn die leteäidi erfolgreichen Antragsteller:iimen sich
im parlamentarischen Prozess aufgenommen und ernst genommen fühlen, Unseres Eraditens
genügt dabei das vorgesehene Mhörüngsr.echt üacli Art 68 (3) in den zuständigen Ausschüssen
nicht.

Vßr schlagen deshalb vor, m Ergänzung zur Anhörung in den Ausschüssen, im Falle eines
erfolgreichen „Einwohnerantrags" a-uch eine öffeniiicheAnhÖmng im Plenum durclizufülu'en.
Damit wäre eixi guter Anreiz für die Biirger:innen geschaffen, das Instmment als themenzentdertes
Dialogmstrument mit den Volksvertceter: innen im Parlament direkt zu nuteen. Der parlamentarische
Rahxnen schafft die Basis für einen rationalen Austauscti von Argumenten und wirkt damit der
„PöUtikverctrasseiiheit" uridinformellenRessenluqents entgegen.

Mit Blick auf die vorgesehene Möglichkeit der gesellschaftspoUüsdien Teilhabe von mcht wähl-
itnd abstimmungsberechügten.Bürgerilnnen, msbesondere in Thüringen lebende MlgEant:liyien
bedeutet äi'ese Form der Integration in den poUüsclien Prossess eine Anerkennung als
MitbürgeKiitnen, u.u. auch des sich nicht im Melirheitskohsens befindMclien Bürgers, der Bürgerin.
Zugleich müss das Parlament sich zu den jeweiligen Positionen verhalten, -was gleichzeitig jene
stärkt, die ihre bisherige ]Position zum vorgesteüten Vorschlag beibehakfcen,

C. Änderungen desArtHwlä 82 der Verfassung von Thüringen (Volhbegehren)

Bei Inkraftfcreten der Ändermigen würde für ein erfolgreiches Volksbegehren sowohl die
UntersdmfienhÜrde auf 4% bzw. S% (amtliche Eintragung bzw. freie Sammlung) und
finanzwirksame Vollcsbegeliren mit Auswirkungen für den kommenden Haushält des Landes im
Grundsatz (unter bestimmten Nebenbe'dingungen) zulässig.

Democracy International e.V, begriißt die geplanten Änderungen als weiteren S'cMtt zur 'Stärkung
der direkten Demokratie in Thüringen. Das Land'würde sich daxni.t im Vergleich der Bundesländer
tm unteren Bereidi der notwendjigen. Anzahl von UnterschrJiEten bewegen9: Die Quoren.variieren je

nach Bundesland zwischen .3,6 Prozent und 13,2 Prozent der wahlberechügten Bevölkerung.

Verfolgt man das politische Ziel, die direkte Demokratie zu starken, so smd aus Sicht der
Bürgermne'n und Bürger - n&ben thematischen Einschränkungen - das jeweilige
Uiiterschriftenquonun in Kombination mit der- Samml-ungsdauer wichtige Faktoren für den Erfolg,
Seit der dem Jabr 1994 lcam es un Land Thüringen bislang noch nie zu einem Volles entscheid
aufgrund emes.Volksbegehrens10!

Das Instrument des Yolksbegehretis, eine Möglichkeit für Bürgerinnen und Bürger dem Parlament
GesdzesvQrschläge ZiurAjmalüne'zu unterbreiten, oder gegebenenfalls beiAbleImimg des
Bürgerentwurfs zumVolksentscheid zu bringen, unterliegt" anders als im Falle etnes fakultativen

9 E.ine Übersicht dazu bi'etet unsere Datenbank „Dü'ect Democracy Navigator'^ 1bttps'://wwiAr.direct-democFacy-

navigator.org/legal designs?pige=2i^ü6ry^Gennanyt+PCIt^QitepdiäcaU^el^t^
10 Melu4 Demola'aäe 6. V. Thüringen, ]Lttp^L//&Uisringeh.melir"dernQkratie^e/VGlksbegehren/vplksbegebr?n-in-.

j:hueMngen-sdt-1994



Referendums (Einspmchsverfahren gegen ein vom. Parlament verabscliiedetes Gesetz) ~ qua
Struktur des Instruments nicht einem li'esonderen Zeitdruck.
Mit Blick auf die, vorgesehene, rtelaäv kurze Sammlungszeit von nur 2 bzw. 4 Monaten würden wir
deslialb vorschlagen, zumindest die Samm'lungsxeit bei freier Sammlung auf 6 Moftate zu
verlängern, oder entsprechend die Zahl der notwendigen Unterscliriften bei freier Sammlung auf
nicht mehr als 4% anzusetsen. Entsprecliendregen.wlr an, die SairarLluQgszeithei amtlicher
Sammlnrig um müidesfens zwei Monate zu verlängern.

Die Einbeziehung der Möglichkeit von' fmaiizwl&ksamen Voltebegehren für den kommenden
Haushält ist aus uns'erer Sicht ein posiüver Schritt für Bürgerinnen und Bürger und stärkt die
Möglichkeiten de'r Mitwirkung am politischen Geschehen des Landes. Vflr würden jedoch
vorschlagen, das vorgesehene Kriterium des Kostendeckungsvorsclilages in Form, „der für
Pärlamentsgesetze üblichen Maßstäbe"11 nicht als hartes Entscheidungskriterium für die Zulassung
eines Vollcsbegehrens anzusetzen und damit den Zweck des Antrags zu verunmögUchen. Ein in sich
plausibler und sfcmmiiger Kostendeclmngsvorschlag sollte genügen.
In Ergänzung würden wir anregen^ die Initiantinnen des VoUcsbegehrens diesbezüglich durch eine
zentrale Anlauf stelle beratend zu unterstützen.

Gerade mit Blick auf finanzwirksame Volksbegehren wäre es sinnvoll. Im Falle eines
Voll^sentscheids, auch dem Landtag die MögUcbkeit eines Gegeäentwm'fs emzuräumen,

D. Abschließende Bemer]<ungen zur vorgeschlagenen Änderung des Art 46 und 68 Thüringische
Verfassung

Der Gesetzentwurf setzt sich den „weiteren Aufbau der direkten Demokraüe"- auf Landesebene zum
Ziel. Demoäacy Intemaüonal e.Y sieht m'diesem VorscMag dazu einen insgesamt wichtigen und
zu begrüßenden Schritt.

Aus unseren Erfahrungen, gerade in der Arbeit üi Zusammenhang mit: der Europäischen.
Burgerimtlative (ECI) und den weltweiten Erfahrungen durch -unser globales Netzwerk, möchten
wir vorschlagen, die in Thüringen füt Bürgerinnen und Bürger zur Verfügung gestellten Instrumente

• akäv zu bewerben und über die konkreten Möglichkeiten der Nutzung immer wieder zu
informieren. Erst Btirgerinnen und Bürger, die Über JEhre Möglichkeiten informierfc smd,
werden sie nutzen können,

• sowohl im Faüe des vorgeschlagenen „Emwohnerantcags", wie beim „yolksbegehren"
erscheint eine auf Dauer gestellte ünterstützungs- und BeratungsmÖglichkeit (unabhängig
von der Lantagspräsident:m) ztelgerichtet. Denkbar wäre m diesem Zusammenhang auch
eine Web-basierte Losung.12

Solche Formen der Unterstützung sind U.E. sinnvolle, die Bürgerinnen und Bürger, unterstützende
Hilfestellungen. Sxe erleichtern sowoM. den Zugang zu diesen tnstrumenten und erhöhen den Erfolg
emes entsprechenden Antrags. Wie oben diskutiert, erscheint äies besonders, im Me eines Antrags
für ein Volksb'egeliren auch notwenäig.

11 Gesetzesentwurf, S, 5 . .
12 Sie äazu das Beispiel des ECI-Fomms; https;//eui'opa.eu/riti2ens-iniüative-fomm/ en



Über Democracy International

Democracy Intemationcil (DI) ist ein 2011 in Köln gegründeter gemeinnütziger Verein, DI ging aus
einem Netzwerk von Demokmtie-Mtiven rund um die Gründung der Europdischen BÜrgerinitiative
hervor. Der Verein verfolgt das Ziel, Bürger:innenbeteiligung und direkte Demokfatie auf allen
politischen Ebenen zu stärken. Vier Voll- und vier TeihQitmitarbeiter; innen führen Sie täglichen
Arbeiten aus.

l

Democracy International setzt sich Verstärkt für ßine aktive Bürger: innengesellschcift: em. 2017
gründete der Verein aas reisende GesprachsprojeUfnr Bürgerinnen "JSuropean Public Sphäre",
Die Online- Version des Projektes „ Ükmman Vibes<< wfde 2022 zum nationalen Gewinner.des

Charlemagne Jugendpreises des Europäischen Parlamentes gekürt

Neben depEuropean Publlc ^phere istDemocracy International Hauptorgamsator der weltweit
größten Konferenz zu panizipativer und direkter Demo1<raüe, dem Global Forum on Modem Direct
Democracy, 2018 in Rom nähmen mehr alä 800 Menschen von fünf Kontinenten teil (hier nochmal
Cüro fragen)

Auf europäispher Ebene \var der Verein war zudem maßgeblich an der Überarbeitung der
Europäischen Bürgerinitiative und der Transparenzabstimmung im Bwopaischen Parlament im
Jahr 2010 befeiligt. Für seinen Einsatz erhieltDJ 2018 den Good LobbyAward als NGÖ des
Jahres. Der Verein ist mittlerweile Teil des Steuerungskomitees des neu gegründeten ECI Forums
de'r Europäischen Kommission. Er 'leistet hier Kampagnenhilfe für ECI-Organisator: innen zu den
Themen Kampagnenarbeity Fuhäraismg um? Kommunikation und organisiert Stakeholäer-
Konsultationen,

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.


